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Die Bedingungen für die Beschäftigten in verfasster katholischer Kirche und
Caritas werden im sog. „Dritten Weg“ durch paritätisch besetzte Kommissionen
festgesetzt. Dies erfolgt unter Ausschluss des Streikrechts, seit einigen Jahren
allerdings – in Umsetzung eines Urteils des Bundesarbeitsgerichts von 2012 –
unter gewerkschaftlicher Beteiligung. Die Leistungsfähigkeit, Überzeugungs-
kraft und rechtliche Tragfähigkeit dieses Modells ist im Vergleich zum Arbeits-
kampf- und Tarifvertragsrecht umstritten. Was aus gewerkschaftlicher Sicht
als Einschränkung von Arbeitnehmerrechten erscheint, ist aus kirchlicher Sicht
eine Wahrnehmung des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts. Über die Ent-
stehung dieses Modells zur Regelung des Arbeitsrechts in katholischer Kirche
und Caritas ist wenig bekannt. Diese Lücke zu schließen ist das Anliegen der
Arbeit. Mittels einer im Kern archivgestützten Quellenstudie wird herausgear-
beitet, welche Prozesse und Denkmuster die Entstehung und Entwicklung des
Dritten Weges bedingt haben und ob die Argumente der heutigen Auseinander-
setzungen bereits dafür prägend waren. Die Arbeit wird den heutigen Verant-
wortungsträgern in der kirchlichen Praxis eine zeithistorische Vergewisserung
über die Institutionen ermöglichen, in denen sie agieren.
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A. EINLEITUNG 
 
I. Hinführung 
In den Einrichtungen der evangelischen und katholischen Kirche in Deutsch-
land arbeiten 1,2 Millionen Menschen1. Die Caritas, der Wohlfahrtsverband 
der katholischen Kirche, beschäftigt allein rund 617.000 Mitarbeiter.2 Das 
geltende Arbeitsrecht dieser Mitarbeiter wird von den Kirchen im sog. „Drit-
ten Weg“ festgesetzt - unter absolutem Ausschluss von Arbeitskampfmaß-
nahmen. Im Dritten Weg beschließen paritätisch besetzte Kommissionen die 
Arbeitsbedingungen. Der Begriff „Dritter Weg“ erklärt sich in Abgrenzung 
zum „Ersten Weg“, welcher eine hierarchische Vorgabe der Arbeitsbedin-
gungen meint, und in Abgrenzung zum „Zweiten Weg“, welcher den Ab-
schluss von Tarifverträgen bezeichnet.3  
Im Dritten Weg beschließen paritätisch besetzte Kommissionen die Arbeits-
bedingungen. Der Begriff „Dritter Weg“ erklärt sich in Abgrenzung zum 
„Ersten Weg“, welcher eine hierarchische Vorgabe der Arbeitsbedingungen 
meint, und in Abgrenzung zum „Zweiten Weg“, welcher den Abschluss von 
Tarifverträgen bezeichnet.4 
Der Dritte Weg ist seit Jahrzehnten immer wieder Gegenstand politischer und 
juristischer Diskussionen.5 Die ÖTV, seit 2001 Vereinte Dienstleistungsge-
werkschaft (ver.di), hatte bereits in den 1950er Jahren den Abschluss von 

 
1 Angaben der Deutschen Bischofskonferenz: www.dbk.de/fileadmin/redaktion/Zah-

len%20und%20Fakten/Kirchliche%20Statistik/Allgemein__Zahlen_und_Fak-
ten/AH287_Zahlen-und-Fakten-2015-16_internet.pdf, aufgerufen am 20.12.2019. 

2 www.dbk.de/fileadmin/redaktion/Zahlen%20und%20Fakten/Kirchliche%20Statistik/All-
gemein__Zahlen_und_Fakten/AH287_Zahlen-und-Fakten-2015-16_internet.pdf, aufgeru-
fen am 20.12.2019, kritisch zur zum Teil zu lesenden Angabe der Kirche als dem zweitgröß-
ten Arbeitgeber nach dem Staat Reichold, Verfassungs- und europarechtliche Fragen der 
Kirchenautonomie im Arbeitsrecht, in: Ebner/Kraneis/Minkner/Neuefeind/Wolff (Hrsg.), 
Staat und Religion, S. 113: Es gebe weder faktisch noch rechtlich einen „Konzern“ Kirche; 
„die verfassten Großkirchen bestehen aus kleinteiligen Dienststellen…“. 

3 Aymans in: Haering/Rees/Schmitz (Hrsg.), HdbKathKR, 3. Aufl. 2015, S. 322. 
4 Aymans in: Haering/Rees/Schmitz (Hrsg.), HdbKathKR, 3. Aufl. 2015, S. 322. 
5 Jähnichen Arbeitswelt Kirche – Überblick über die Geschichte der Gestaltung der kirchli-

chen und diakonischen Arbeitsbeziehungen während des 20.Jahrhunderts, in: Jähni-
chen/Meireis/Rehm/Reihs/Reuter/Wegner (Hrsg.), Jahrbuch Sozialer Protestantismus, Bd. 
8, 2015, S. 21.; vgl. auch: Deutscher Bundestag, Drucksache 17/4928 v. 24.2.2011; Druck-
sache 17/5305 v. 29.03.2011; Drucksache 17/5523 v. 12.04.2011; Ausschussdrucksache 
17(11)826 v. 22.03.2012; Drucksache 17/13569 v. 16.05.2013.  

http://www.dbk.de/fileadmin/redaktion/Zahlen%20und%20Fakten/Kirchliche%20Statistik/Allgemein_
http://www.dbk.de/fileadmin/redaktion/Zahlen%20und%20Fakten/Kirchliche%20Statistik/Allgemein_
http://www.dbk.de/fileadmin/redaktion/Zahlen%20und%20Fakten/Kirchliche%20Statistik/Allgemein_
http://www.dbk.de/fileadmin/redaktion/Zahlen%20und%20Fakten/Kirchliche%20Statistik/Allgemein_
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Tarifverträgen und die Geltung des Streikrechts in kirchlichen Wirtschafts-
betrieben eingefordert.6 Vom BAG ist mittlerweile festgestellt, dass die Kir-
chen aufgrund ihres Selbstbestimmungsrechts ein am Leitbild der christli-
chen Dienstgemeinschaft ausgerichtetes Arbeitsrechtsregelungsverfahren 
schaffen können.7 Die Gewerkschaften kritisieren den „Dritten Weg“ als „un-
geeignet, um Tarifverträge als kollektive Vereinbarungen zwischen den Ar-
beitgebern und den Gewerkschaften zu ersetzen“, vor allem der Ausschluss 
des Streikrechts führe für die Dienstnehmerseite zu einer fehlenden sozialen 
Mächtigkeit, eine Verhandlungsparität liege nicht vor.8 Das im Grundgesetz 
in Art. 9 Abs. 3 GG verankerte Streikrecht und die Tarifautonomie müssten 
auch im kirchlichen Bereich gelten.9 Konkret kritisiert ver.di, dass Kirchen-
leitungen einseitig die Bedingungen festlegen, unter denen in den Kommis-
sionen verhandelt werden soll. Die Mitglieder der Dienstnehmerseite in den 
Kommissionen seien durch ihre abhängige Beschäftigung nicht frei und un-
abhängig, und könnten so nicht sinnvoll die Interessen ihrer Kollegen vertre-
ten.10 In einem Faktenblatt der Caritas zum eigenen Arbeitsrechtsregelungs-
verfahren werden dagegen die Vorzüge des Dritten Weges betont: Durch ei-
nen „konsensualen Einigungsprozess entfalle die Notwendigkeit von Streik 
und Aussperrung. Mit über 90 Prozent der Beschäftigten sei die Tarifbindung 
in der Kirche und ihrer Caritas so hoch wie in kaum einem anderen Be-
reich“.11 
Im Jahr 2012 urteilte das BAG12, dass Gewerkschaften in das Verfahren des 
Dritten Weges organisatorisch eingebunden werden müssen. Die Kirchen 
können und dürfen ihre Arbeitsbedingungen aufgrund ihres Selbstbestim-
mungsrechts im Rahmen des Dritten Weges regeln, die Kollision mit der Ko-
alitionsfreiheit der Gewerkschaften (Art. 9 Abs. 3 GG) sei aber durch eine 
ausreichende Einbindung der Gewerkschaften auszugleichen. In dem 

 
6 Deutscher Bundestag, Drucksache 17/4928, v. 24.2.2011. 
7 BAG 20.11.2012 - 1 AZR 179/11. 
8 www.verdi.de/++co++4fda84b0-ee5c-11e0-5cea-0019b9e321cd, siehe auch Interview mit 

Verdi-Vorstandsmitglied Sylvia Bühler: https://chrismon.evangelisch.de/arti-
kel/2014/contra-dritter-weg-schluss-mit-dem-eigenen-arbeitsrecht-fuer-kirchen-21234, 
aufgerufen am 19.2.2017. 

9 Beschluss des DGB-Bundesvorstandes vom 6. März 2012: 
www.dgb.de/presse/++co++7039ee66-7726-11e1-7846-00188b4dc422/@@index.html, 
aufgerufen am 30.03.2017. 

10 https://gesundheitsoziales.verdi.de/++file++588136464f5e9218db116b23/download/Bro-
sch%C3%BCre%20Kircheninfo%20Spezial_Abschalten_jetzt_End_2016_2_18.pdf, S. 12, 
aufgerufen am 06.04.2017. 

11 https://caritasdienstgeber.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Faktenblätter/ 
Faktenblatt_Dritter_Weg/Faktenblatt_3.Weg_online.pdf, aufgerufen am 06.04.2017. 

12 BAG 20.11.2012 - 1 AZR 179/11. 

https://gesundheit/
https://caritas-/
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zugrundeliegenden Verfahren hatte die Evangelische Kirche von Westfalen 
die Gewerkschaft ver.di verklagt, Streikaufrufe in der Kirche zu unterlassen. 
Auch wenn das beschriebene Verfahren die evangelische Kirche betraf, so 
setzten nach diesem Urteil auch die verfasste katholische Kirche und ihre 
Einrichtungen die Vorgaben des BAG um.13 Die kirchengesetzlichen Grund-
lagen der Tarifsetzung haben sich aufgrund der Vorgaben des BAG verän-
dert.14 
 

II. Verortung der Untersuchung 
Die Diskussion um den Dritten Weg und seine an den Vorgaben des BAG 
orientierte Umsetzung in die Praxis wird fortdauern. In all den Jahren, in de-
nen der Dritte Weg existiert, zeigt sich eine anhaltende Diskussion. Die Ak-
zeptanz des Dritten Weges ist aber zwingend an sein Funktionieren gebun-
den.15 Es ist das Anliegen dieser Arbeit, zu dieser aktuellen Diskussion bei-
zutragen und die Entstehung und Entwicklung des Dritten Weges in verfass-
ter katholischer Kirche und Caritas, sowie die aktuelle Umsetzung in den 
Kommissionen und seine Perspektiven zu betrachten. Sucht man heute nach 
den Begründungen des Dritten Weges in verfasster katholischer Kirche und 
Caritas so finden sich vor allem das kirchliche Selbstbestimmungsrecht aus 
Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV, der Gedanke der Dienstgemein-
schaft und Art. 7 Abs. 1 der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rah-
men kirchlicher Arbeitsverhältnisse (GrO). Die GrO gibt es aber erst seit 
1993 und es erscheint fraglich, ob der Gedanke der Dienstgemeinschaft be-
reits in der Form, in der er heute besteht, entwickelt war, als beide Akteure 
sich für die Etablierung arbeitsrechtlicher Kommissionen entschlossen. Diese 
Frage lässt sich auch im Hinblick auf das kirchliche Selbstbestimmungsrecht 
stellen. 
Die historische Entwicklung des Dritten Weges in katholischer Kirche und 
Caritas wird in der einschlägigen Literatur zum Thema „Dritter Weg“ jeweils 

 
13 Oxenknecht-Witzsch, Gewerkschaftliche Interessenvertretung in der Kirche, in: Reichold 

(Hrsg.) Gewerkschaften im Dritten Weg, S. 41. 
14 Siehe dazu die Forschungsberichte der Forschungsstelle für kirchliches Arbeitsrecht der 

Universität Tübingen zur Evaluation der kirchlichen Arbeitsrechtskommissionen aus Um-
fragen in den Jahren 2015, 2017 und 2019. Die Forschungsberichte sind abrufbar unter: 
https://uni-tuebingen.de/fakultaeten/juristische-fakultaet/forschung/institute-und-for-
schungsstellen/kirchliches-arbeitsrecht/#c1003431, aufgerufen am 30.04.220. 

15 Oxenknecht-Witzsch, Gewerkschaftliche Interessenvertretung in der Kirche, in: Reichold 
(Hrsg.) Gewerkschaften im Dritten Weg, S. 37. 

https://uni-/
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nur auf wenigen Seiten mit vereinzelt angegebenen Daten behandelt.16 Es 
existieren zahlreiche Arbeiten, die sich mit dem Dritten Weg und seinen 
Rechtsgrundlagen und Begründungselementen befassen und die insbeson-
dere das Verhältnis zwischen kirchlichem Selbstbestimmungsrecht und Koa-
litionsfreiheit bearbeiten.17 Das Für und Wider der Autonomie der Kirchen, 
ihre Arbeitsbedingungen innerkirchlich zu gestalten, soll hier nicht erörtert 

 
16 Beyer, Ein halbes Jahrhundert Arbeitsrechtliche Kommission, neue caritas Jahrbuch 2002, 

152 ff.; ders., Kleine Geschichte der Arbeitsgemeinschaft der Bistümer in der Bundesrepub-
lik Deutschland für die Arbeitsrechtliche Kommission des Deutschen Caritasverbades, in: 
Schwaderlapp (Hrsg.): Aus der Praxis des Arbeitsrechts und Personalwesens in den deut-
schen Bistümern S. 68-75; Czycholl, Rechtmäßigkeit von Arbeitskämpfen in kirchlichen 
Einrichtungen, S. 128; Eder, Tarifpartnerin Katholische Kirche, S. 21 ff.; Feldhoff, Die Re-
gional-KODA Nordrhein-Westfalen – Zu ihrer Vorgeschichte, Entstehung und Entwicklung 
in: Schwaderlapp (Hrsg.): Aus der Praxis des Arbeitsrechts und Personalwesens in den deut-
schen Bistümern, S. 135-148; Jurina, Zur Entwicklung des „Dritten Weges“ in der Katho-
lischen Kirche, in: Isensee/Rees/Rüfner (Hrsg.): Dem Staate, was des Staates – der Kirche, 
was der Kirche ist, Festschrift für Joseph Listl zum 70. Geburtstag, S. 519-542.; Keßler, Die 
Kirchen und das Arbeitsrecht, S. 41 ff.; Lührs, Die Zukunft der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sionen, S. 86 ff.; Nebeling/Lankes, RdA 2020, 101 ff.; Rauscher, Die Eigenart des kirchli-
chen Dienstes, S. 19 ff.; Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche, § 4 Rn. 5; Schüling, Die Zent-
ral-KODA – Eine Kommission im Wandel, in: Schwaderlapp (Hrsg.): Aus der Praxis des 
Arbeitsrechts und Personalwesens in den deutschen Bistümern, S. 27-43; Vollmar, Ge-
schichte der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes, in: Schwa-
derlapp (Hrsg.): Aus der Praxis des Arbeitsrechts und Personalwesens in den deutschen Bis-
tümern, S. 59-67. 

17 Arleth, Das Recht kirchlicher Arbeitnehmer auf Streik; Briza, „Tarifvertrag“ und „Dritter 
Weg“ – Arbeitsrechtsregelungsverfahren der Kirchen; Czycholl, Rechtmäßigkeit von Ar-
beitskämpfen in kirchlichen Einrichtungen; Eder, Tarifpartnerin Katholische Kirche; Hahn, 
Mitbestimmung in kirchlichen Einrichtungen; Hartung, Überbetriebliche Mitwirkung im 
Arbeitsverhältnis; Hilje, Streikrecht in kirchlichen Einrichtungen?; Jansen, Das Streikrecht 
der Angestellten und Arbeiter im öffentlichen Dienst und der „Dritte Weg“ der Kirchen; 
Keßler, Die Kirchen und das Arbeitsrecht; Kleine Vennekate, Dienstgemeinschaft und das 
kirchliche Arbeitsrecht in der evangelischen Kirche in Deutschland 1945-1980; Kreß, Die 
Sonderstellung der Kirchen im Arbeitsrecht – sozialethisch vertretbar? Ein deutscher Son-
derweg im Konflikt mit Grundrechten; Lanzinger, Tarifverträge mit der Kirche; Lührs, Die 
Zukunft der Arbeitsrechtlichen Kommissionen; Maier, Kollektives Arbeitsrecht in der ka-
tholischen Kirche, Der Dritte Weg im Spannungsfeld von Dienstgemeinschaft und Leitungs-
gewalt; Mennemeyer, „Dritter Weg“ und rechtliche Grenzen der Flexibilisierung des Ar-
beitsrechts der katholischen Kirche; Neuhoff, Die Dienstgemeinschaft als Grund und Grenze 
des kirchlichen Arbeitsrechts; Nowotny, Dritter Weg und KAGH: Geschichte, Struktur, Zu-
sammenhänge; Pahlke, Kirche und Koalitionsrecht; Rauscher, Die Eigenart des kirchlichen 
Dienstes. Zur Entscheidung der katholischen Kirche für den „dritten Weg“; Robbers, Streik-
recht in der Kirche; Strake, Streikrecht in karitativen Einrichtungen der Katholischen und 
Evangelischen Kirche; van Endern, Kirchliche Arbeitsrechtsregelungen; Weinmann, Tarif-
verträge für kirchliche Mitarbeiter?; Weller, Kirche und Streikrecht. Eine verfassungs- und 
arbeitsrechtliche Analyse des "Dritten Weges" der verfassten Kirchen und ihrer Einrichtun-
gen; Wiegelmann, Zulässigkeit und Grenzen von Arbeitskämpfen in kirchlichen Einrichtun-
gen. 
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werden. Auch sollen die bestehenden Begründungen des Dritten Weges nicht 
auf ihre Rechtfertigung hin untersucht werden. Auch das Verhältnis zwischen 
Selbstbestimmungsrecht und Koalitionsfreiheit soll nicht näher betrachtet 
werden, denn das ist bereits in vielen Monografien und Beiträgen zum Dritten 
Weg geschehen. Vielmehr geht es darum, herauszuarbeiten, aus welchen 
Gründen der Dritte Weg entstanden ist, ob auch die heutigen Begründungs-
modelle die Entstehung des Dritten Weges geprägt haben und welche weite-
ren Faktoren für die Generierung des heutigen Systems der Regelungen im 
Arbeitsrecht der Kirchen prägend waren. Nicht zuletzt prägen historische 
Entwicklungen geltendes Recht – zeithistorisches Interesse wird durch aktu-
elle Ereignisse motiviert.18 Das gilt mit Blick auf das oben genannte BAG-
Urteil19, aber auch für die mittlerweile das kirchliche Arbeitsrecht in 
Deutschland prägende europäische Rechtsprechung20 und die nicht weniger 
werdenden öffentlichen Beiträge über das kirchliche Arbeitsrecht, auch für 
die vorliegende Arbeit. Juristische Zeitgeschichte dient der „Erhellung“ des 
geltenden Rechts, sie ist „Gelenkstelle zwischen Heute und Gestern“.21  
Die Entstehung des Dritten Weges soll zeithistorisch erarbeitet werden. Da-
bei war zu berücksichtigen, dass Archivalien und statistische Angaben durch 
geeignete Fragestellungen erschlossen werden müssen. Stets muss das objek-
tivierte Interesse am geschichtlichen Sachverhalt das Erkenntnisinteresse be-
stimmen.22 Insofern stellen sich insbesondere folgende Fragen:  
 
- Wie sahen die bestehenden Strukturen beider Akteure aus, bevor Caritas 
und katholische Kirche sich dazu entschieden, Kommissionen zu bilden, die 
sich mit der Entwicklung des kirchlichen Arbeitsrechts befassen sollten?  
- An welchen Strukturen einer Konfliktlösung orientierte man sich? Gab es 
„Vorgängerregelungen“? 
- Welche Prozesse und Denkmuster führten zur Entstehung des Dritten We-
ges? Wie war der Weg zu dem Entschluss, ein eigenes Arbeitsrechtsrege-
lungsverfahren zu entwickeln? 

 
18 Senn/Geschwend, Rechtsgeschichte II: Juristische Zeitgeschichte, S. 4. 
19 BAG 20.11.2012 - 1 AZR 179/11. 
20 EuGH 17.4.2018 - C-414/16; EuGH 11.09.2018 - C-68/17, wenn diese Verfahren auch in-

dividual-arbeitsrechtliche Aspekte betrafen, so haben die Reaktionen auf diese Urteile doch 
die Frage nach der Geltung des kirchlichen Arbeitsrechts insgesamt aufgeworfen, siehe etwa 
Schneedorf, NJW 2019, 177 ff. 

21 Stolleis, Juristische Zeitgeschichte, S. 12. 
22 Senn/Geschwend, Rechtsgeschichte II: Juristische Zeitgeschichte, S. 4. 
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- War die Caritas Vorreiter des Dritten Weges? Wie lässt sich die divergente 
Entwicklung in Caritas und verfasster katholischer Kirche erklären? 
- Wie entwickelte sich der Dritte Weg über die Jahrzehnte weiter? Welche 
Phasen der Entwicklung lassen sich ableiten? 
- Wie sehen die Umsetzungen der Vorgaben des BAG von 2012 in der Caritas 
und den Diözesen aus? 
 
An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass bei der Auswertung archivali-
scher Quellen nicht der Schluss gezogen werden kann, das tatsächliche Ge-
schehen der Vergangenheit unmittelbar und objektivierbar ablesen zu kön-
nen.23 In diesem Bewusstsein ist den Archivalien mit gewisser Vorsicht ge-
genüberzutreten, sind diese doch unverzichtbare Quelle für die hier vorlie-
gende Arbeit.  
Inhaltlich nicht im Vordergrund soll die von den Akteuren erarbeitete, mate-
rielle Rechtslage stehen. Es geht vielmehr um das System der Regelungsfin-
dung selbst – die Etablierung der arbeitsrechtlichen Kommissionen, deren 
Aufgaben und Herausforderungen. Freilich wird im Rahmen der Herausfor-
derungen und Aufgaben der Kommissionen auf materielle Themen zurück-
zukommen sein, hier sei vor allem die Übernahme der Regelungen des 
BAT/TVöD durch die arbeitsrechtlichen Kommissionen genannt.  
Eine zeithistorische juristische Forschung hat zudem die jeweilige allgemeine 
zeitgeschichtliche Entwicklung im Blick zu halten, die Entstehung des Kom-
missionensystems muss im Kontext der jeweiligen politischen und gesell-
schaftlichen Lage betrachtet werden.24 Die Entstehung und Entwicklung des 
Dritten Weges muss also in den Kontext der jeweiligen Gesamtlebenswirk-
lichkeit eingeordnet werden. 
 
1.  Zeitliche Eingrenzung 

Die Betrachtung der Entwicklung des Dritten Weges soll zeitlich eingegrenzt 
werden: In der Caritas nahm das Verfahren der Arbeitsrechtsregelung eine 
eigene Entwicklung, die bereits Anfang der 1950er Jahre begann.25 Eine his-
torische Einordnung soll dennoch gegeben werden, beginnend mit den Gege-
benheiten zur Zeit der Weimarer Republik und der Zeit der NS-Diktatur. Die 

 
23 Brenner-Wilczek/Cepl-Kaufmann/Plassmann, Einführung in die moderne Archivarbeit, 

S. 65 
24 Stolleis, Juristische Zeitgeschichte, S. 12. 
25 Keßler, Die Kirchen und das Arbeitsrecht, S. 49. 
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Neuerungen und Entwicklungen im weltlichen Arbeitsrecht zur Zeit der Wei-
marer Republik, vor allem die kollektivrechtlichen Möglichkeiten, ihr even-
tueller Einfluss auf den kirchlichen Bereich und die damit verbundene Frage-
stellung nach „Vorgängerregelungen“ des Dritten Weges kann nur beantwor-
tet werden, wenn man diesen Zeitabschnitt mitbetrachtet. Das Gleiche gilt für 
die Zeit des Nationalsozialismus. Diese Zeit des Rechtsnihilismus forderte 
beide hier betrachteten Akteure heraus und die in dieser Zeit ergangenen Re-
gelungen hatten Auswirkungen auf die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg.26 
Den zeitlichen Schwerpunkt bildet in der Caritas die Etablierung und Weiter-
entwicklung der Kommission ab den 1950er Jahren. In der verfassten katho-
lischen Kirche datieren die Anfänge des Dritten Weges in den 1970er Jahren. 
Die Novellierungen der Arbeitsrechtsregelungsverfahren, vor allem deren 
Anlässe und Hintergründe, sollen schließlich bis zum BAG Urteil 2012 und 
die sich daran anschließenden Diskussionen um die neuen Anforderungen 
nachgezeichnet werden. Ziel ist es, den Ablauf der Willensbildung aufzude-
cken. Welche Strukturen bestanden, bevor die überbetriebliche Mitwirkungs-
möglichkeit der Dienstnehmer etabliert wurde? Was war die ursprüngliche 
Absicht der Verantwortlichen? Welche Interessen und Überlegungen gab es? 
Welche Veränderungen haben die Absichten der Verantwortlichen im Laufe 
der Zeit erfahren?  
 
2.  Örtliche Eingrenzung 

Die Untersuchung der Entstehung des Dritten Weges und seiner weiteren 
Entwicklung bezieht sich während der Zeit der Teilung Deutschlands auf das 
Gebiet der BRD. Die hier beschriebene Entwicklung vollzieht sich ab den 
1950er Jahren in der Caritas und ab den 1970er Jahren auf dem Gebiet der 
westdeutschen Diözesen. In der DDR hatte die vom SED-Staat erlassene An-
ordnung über die arbeitsrechtliche Stellung der in kirchlichen Einrichtungen 
beschäftigten Arbeiter und Angestellten vom 18.01.1958 zur Folge, dass eine 
kircheneigene Arbeitsvertragsordnung („Arbeitsvertragsordnung für den 
kirchlichen Dienst“ – AVO) für alle in einem Arbeitsrechtsverhältnis stehen-
den Mitarbeiter und für alle Einrichtungen der Katholischen Kirche galt.27 
Die in Westdeutschland entwickelten, kollektivrechtlichen Grundlagen des 

 
26 Dazu unten B. III. V. 5. 
27 Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche, § 4, Rn. 4-6. 
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kirchlichen Arbeitsrechts (Mitarbeitervertretungsrecht und KODA-System) 
wurden jedoch erst nach der Wiedervereinigung übernommen.28  
Im Rahmen der Eingrenzung ist auch zu erwähnen, dass es „den Einen“ Drit-
ten Weg streng genommen nicht gibt, vielmehr sind es verschiedene Ausge-
staltungen des Dritten Weges in den einzelnen Bistümern und der Caritas.29 
Allerdings orientieren diese sich an den Rahmenvorgaben übergeordneter 
Akteure, die eine einheitliche Grundstruktur vorgeben. Diese Entstehung der 
Grundstruktur und ihre weiteren Ausformungen sollen Gegenstand der Dar-
stellung sein. Es geht hier aber nicht darum, für jedes einzelne Bistum die 
über Jahrzehnte entwickelte Ordnung darzustellen. Wenn es an geeigneter 
Stelle auf die Umsetzung in den Bistümern ankommt, wird vereinzelt darauf 
hingewiesen. Näher betrachtet werden an geeigneter Stelle die Bistümer in 
NRW, insbesondere das Erzbistum Köln. 
 
3. Personale Eingrenzung  

Die kirchlichen Beschäftigten lassen sich in drei Gruppe einteilen: die 
Gruppe der Angehörigen von Orden und ähnlichen Gemeinschaften; die 
Geistlichen und Kirchenbeamten sowie die in einem privatrechtlichen 
Dienstverhältnis Beschäftigten.30 Dabei soll es im Rahmen dieser Untersu-
chung lediglich um Letztere gehen. In der katholischen Kirche ist die 

 
28 Die Arbeitsrechtliche Kommission (AK) des DCV hatte im Oktober 1990 entschieden, dass 

die AVR auch nach Beitritt der DDR zur BRD bis auf weiteres keine Anwendung finden für 
Mitarbeiter im Gebiet der ehemaligen DDR. Die Personalwesenkommission des VDD än-
derte die Zentral-KODA-Ordnung zunächst nicht, mit der Begründung, diese gelte für die 
Diözesen in der BRD, also auch für die ehemaligen DDR-Gebiete, ohne dass die Ordnung 
selbst verändert werden müsse. Eine Inkraftsetzung durch den Bischof musste allerdings 
erfolgen. Später ergänzte man die Zentral-KODA-Ordnung, um ihre Geltung in den Juris-
diktionsbezirken der ehemaligen DDR, die noch zu Bistümern werden mussten, zu errei-
chen, Protokoll der 38. und 41. Sitzung der Personalwesenkommission des VDD vom 31. 
Oktober 1990 / 26. Februar 1992, diese Protokolle sind noch nicht an das zuständige Archiv 
des Erzbistums Köln abgegeben worden, mir wurde freundlicherweise in den Räumen des 
VDD Einsicht gewährt. Zur Geltung des kirchlichen Dienstrechts in der DDR auch Dütz, 
Die Zukunft des „Dritten Weges“ von Kirche und Caritas im Arbeitsrecht, in: Feldhoff/Dün-
ner (Hrsg.), Die verbandliche Caritas, S.140, 141; Jacobi in FS Nikisch, S. 83-108 (der sich 
allerdings auf die Darstellung der evangelischen Kirche beschränkt, da „die katholische in 
der DDR praktisch zurücktritt“); zu den Veränderungen der Strukturen der DBK und des 
VDD im Zusammenhang mit der Wiedervereinigung Kräßig, Der Verband der Diözesen 
Deutschlands, S. 193 ff.; zum Verhältnis von Kirche und Staat in der DDR Hollerbach, in: 
Listl/Müller/Schmitz (Hrsg.), Grundriß des nachkonziliaren Kirchenrechts, 1980, S. 875 ff. 

29 Joussen, ZMV 2015, 4. 
30 Keßler, Die Kirchen und das Arbeitsrecht, 1986, S. 33. 
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Differenzierung zwischen Laien und Klerikern prägend.31 Das Dienstrecht 
der Kleriker regelt der Codex Iuris Canonici (CIC) als eigenständiges Recht. 
Das Recht der nur in geringer Anzahl bestehenden Beamten in der katholi-
schen Kirche wurde entweder mittels eigener Beamtengesetze oder per Über-
nahme der bestehenden Landesbeamtengesetze geregelt.32 Für das Recht der 
übrigen Laienmitarbeiter hat der CIC nur vereinzelt Regelungen getroffen, 
die z.T. auf das weltliche Recht verweisen.33 Für die Diözesen besteht die 
Möglichkeit, diese Rechtsverhältnisse durch Dienstordnungen des Ortsordi-
narius zu regeln.34 
Gegenstand der Untersuchung sind die verfasste katholische Kirche und die 
Caritas. Verfasste Kirche meint hier Religionsgemeinschaft der römisch-ka-
tholischen Kirche, Caritas die sozialen Dienste und Einrichtungen der katho-
lischen Kirche, welche in organisierter Form als Teil der freien Wohlfahrts-
pflege angeboten werden.35 Zur Entwicklung des Dritten Weges in der Evan-
gelischen Kirche gibt es Veröffentlichungen, welche die historische Entwick-
lung nachzeichnen36, weshalb auf diese nicht oder allenfalls punktuell einge-
gangen werden soll, wenn parallele oder außergewöhnliche Entwicklungen 
zu erkennen sind.37  
 

 
31 Briza, Tarifvertrag und Dritter Weg, S. 148. 
32 Pirson, Das Dienstrecht der geistlichen und Kirchenbeamten, in: Listl/ders. (Hrsg), 

HbStKR, Bd. 2, 2. Aufl., 1995, S. 852 f.; Jurina, Dienst- und Arbeitsrecht in der katholi-
schen Kirche, in: Krautscheid/ Marré (Hrsg.), Essener Gespräche zum Thema Staat und Kir-
che, Bd. 10, 1976, S. 70; zu den Möglichkeiten der Begründung kirchlicher Beamtenver-
hältnisse Sydow, KuR 2009, 229 ff. 

33 So can. 231, can. 1286, can. 1290, dazu Hahn, Im Widerspruch zu Rom? Das kollektive 
Arbeitsrecht in der Kirche zwischen universalkirchlichem Anspruch und staatlichem Recht, 
in: Crüwell/Jakobi/Möhring-Hesse (Hrsg.), Arbeit, Arbeit der Kirche und Kirche der Arbeit, 
FS Hengsbach, S. 157 ff.  

34 Frank, Dienst- und Arbeitsrecht, in: Friesenhahn/Scheuner (Hrsg.), HdBStKR, Bd. I, 1974, 
S. 717. 

35 In Anlehnung an Jakobi, Konfessionelle Mitbestimmungspolitik, S. 17.  
36 Etwa: Frank, RdA 1979, S. 86 ff.; Grethlein, BB, Beil. 10/1980 zu Heft 30/1980; Kleine 

Vennekate, Dienstgemeinschaft und das kirchliche Arbeitsrecht in der evangelischen Kirche 
in Deutschland – 1945 bis 1980. 

37 Die Frage nach einem ökumenischen Arbeitsrecht behandelt Konrad, Der Rang und die 
grundlegende Bedeutung des Kirchenrechts im Verständnis der evangelischen und katholi-
schen Kirche, S. 456 ff. 
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B. HEUTIGE ANSÄTZE UND  
URSPRÜNGLICHE RAHMEN- 
BEDINGUNGEN 

Die Entstehung des Dritten Weges erfolgte in verfasster katholischer Kirche 
und Caritas nicht simultan. Das zeigt sich auf den ersten Blick bereits an den 
unterschiedlichen Zeitpunkten, zu denen die Etablierung eines Kommissio-
nensystems jeweils stattgefunden hat, und begründet sich auch in den diver-
genten Strukturen von Caritas und verfasster katholischer Kirche. Die Ent-
stehung des Dritten Weges vollzieht sich in mehreren Etappen und beginnt in 
der Caritas mit dem Einsatz der Ständigen Arbeitsrechtlichen Kommission 
(StAK) in den 1950er Jahren, in der verfassten Kirche Mitte der 1970er Jahre. 
Bevor konkret an diese Zeiträume angeknüpft wird, sollen sowohl die heuti-
gen Begründungen des Dritten Weges als auch die Rahmenbedingungen, die 
über die Jahre geschaffen wurden, betrachtet werden. Dazu zählen sowohl 
die Strukturen der hier betrachteten Akteure und die Darstellung der jeweili-
gen Ordnungsgeber des Dritten Weges als auch die staatskirchen- und ar-
beitsrechtlichen Entwicklungen von Weimar bis 1945. Diese Zeitabschnitte 
sind für die spätere Entwicklung durchaus von Relevanz. Mit der Frage nach 
kollektiven Instrumenten des Arbeitsrechts zur Zeit der Weimarer Republik 
geht auch die Frage nach „Vorgängerregelungen“ des Dritten Weges einher. 
Der Rechtsnihilismus während der NS-Zeit prägte die Etablierung eigener 
Arbeitsvertragsrichtlinien- und Ordnungen. Die Rolle der Kirchen und der 
Caritas nach dem Zweiten Weltkrieg sowie die Entwicklung des aus der Wei-
marer Reichsverfassung übernommenen Staatskirchenrechts hatten Einfluss 
auf das Arbeitsrecht bei beiden Akteuren. 

I. Die Regelungsautonomie der verfassten katholi-
schen Kirche und der Caritas im kollektiven Ar-
beitsrecht 

1. Kirchliches Selbstbestimmungsrecht 

Wenn man heute nach Bedingungen und Begründungen des Dritten Weges 
fragt, findet man die Antwort im Verfassungsrecht: Art. 140 GG i.V.m. Art. 
137 Abs. 3 WRV. Demnach „ordnet und verwaltet [jede Religionsgesell-
schaft] ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle 
geltenden Gesetzes“. In seinem Urteil zum Dritten Weg 2012 kam das BAG 
zu dem Ergebnis, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV den Kirchen 
die Gestaltung der Rechtsverhältnisse mit ihren Mitarbeitern im kollektiven 
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Arbeitsrecht gewährleistet.38 Die Kirchen können aufgrund ihres Selbstbe-
stimmungsrechts ein am Leitbild der christlichen Dienstgemeinschaft ausge-
richtetes Arbeitsrechtsregelungsverfahren schaffen.39 Zu den „eigenen Ange-
legenheiten“ i.S.v. Art. 137 Abs. 3 WRV gehören sowohl die Regelung der 
Dienstverhältnisse als auch die Möglichkeit, zur Regelung der Dienstverhält-
nisse die Formen des Privatrechts zu nutzen.40 Diese Regelungsautonomie 
betrifft nicht nur die Frage, „ob“ für kirchliche Bedienstete das weltliche Ar-
beitsrecht Anwendung finden soll, sondern auch „wie“ diese Anwendung 
ausgestaltet wird. Eine Religionsgesellschaft kann daher grundsätzlich selbst-
ständig darüber befinden, ob sie die Arbeitsbedingungen durch den Ab-
schluss von Tarifverträgen regelt oder ob sie diese in Arbeitsrechtlichen 
Kommissionen vereinbart.41 Auch die Grundordnung des kirchlichen Diens-
tes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse (GrO) weist in ihrer Präambel 
auf die durch das Grundgesetz garantierte Freiheit der Kirche hin, „ihre An-
gelegenheiten selbstständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden 
Gesetzes zu ordnen“.42 
Auf dieses Selbstbestimmungsrecht können sich auch Einrichtungen berufen, 
die nicht verfasste Kirche sind, sofern sie ihrem Zweck nach auf die Verwirk-
lichung eines kirchlichen Auftrags gerichtet sind und eine institutionelle Ver-
bindung zur Kirche aufweisen, aufgrund derer die Kirche über ein Mindest-
maß an Einflussmöglichkeiten verfügt.43 So wird die Tätigkeit der verband-
lichen Caritas zum einen über Art. 4 Abs. 2 GG geschützt, denn karitative 
Tätigkeit ist Teil der Religionsausübung, zum anderen gilt auch für diese das 

 
38 BAG 20.11.2012 - 1 AZR 179/11. 
39 BAG 20.11.2012 - 1 AZR 179/11. 
40 BVerfG 04.06.1985 - 2 BvR 1703/83; BAG 20.11.2012 - 1 AZR 179/11; zuvor bereits Ju-

rina, Das Dienst- und Arbeitsrecht im Bereich der Kirchen in der Bundesrepublik Deutsch-
land, S. 29 ff.; zum kirchlichen Selbstverständnis und seinen Modifikationen im Arbeits-
recht Herbolsheimer, Arbeitsrecht in kirchlicher Selbstbestimmung, S. 90 ff. 

41 Reichold, Münchener Handbuch zum Arbeitsrecht, § 160, Rn. 1 m.w.N. 
42 Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse (GrO) 

v. 27. April 2015. 
43 BVerfG 22.10.2014 - 2 BvR 661/12; das bedeutet freilich nicht, dass jede einzelne Einrich-

tung zur Etablierung eines kirchenarbeitsrechtlichen Kollektivsystems befugt ist, denn die 
wesentliche staatskirchenrechtliche Beziehung zum kirchlichen Selbstbestimmungsrecht 
besteht zwischen dem Staat und der jeweiligen Religionsgemeinschaft, nicht aber zu deren 
jeweiliger Einrichtung. Solche Einrichtungen nehmen allerdings über die verfasste Kirche 
an deren Selbstbestimmungsrecht teil, können sich aber insoweit nicht auf eine eigenstän-
dige, insbesondere nicht auf eine von der amtskirchlichen Position abweichende Position 
berufen, näher Dütz, NZA 2008, 1383 ff. 
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Selbstbestimmungsrecht, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV.44 Das 
deutsche Staatskirchenrecht beruht insofern auf zwei Pfeilern, dem Grund-
recht der Religionsfreiheit und den institutionellen Garantien der Weimarer 
Reichsverfassung, die über Art. 140 GG Anwendung finden.45 Gleichwohl 
stellen Art. 140 GG und die kirchenrechtlichen Bestimmungen der WRV 
keine Grundrechte i.S.v. Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG dar, eine etwaige Verlet-
zung dieser Bestimmungen kann jedoch durch eine Verfassungsbeschwerde 
und eine mögliche Rechtsverletzung der korporativen Religionsfreiheit aus 
Art. 4 Abs. 1, 2 GG erreicht werden.46 Soweit sich die Schutzbereiche der 
korporativen Religionsfreiheit aus Art. 4 GG und des Art. 137 Abs. 3 WRV 
überlagern, geht letzterer als speziellere Norm insoweit vor, als er das Selbst-
bestimmungsrecht der Schranke des für alle geltenden Gesetzes unterwirft.47 
Mit den „für alle geltenden Gesetzen“, i.S.v. Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 
Abs. 3 WRV ist nicht der allgemeine Gesetzesvorbehalt gemeint.48 Die Be-
deutung dieser Schranke war lange Zeit ungeklärt.49 Heute erfolgt eine Ab-
wägung der betroffenen Rechtsgüter, um der Wechselwirkung zwischen Kir-
chenfreiheit und Schrankenzweck Rechnung zu tragen.50 Das bedeutet insbe-
sondere in dem hier betrachteten Bereich, dass „kirchliche Belange und die 
korporative Religionsfreiheit mit den Grundrechten der betroffenen Arbeit-
nehmer und deren in den allgemeinen arbeitsrechtlichen Schutzbestimmun-
gen enthaltenen Interessen auszugleichen“ sind.51 Ein „für alle geltendes Ge-
setz“ kann neben kollidierendem Verfassungsrecht auch ein Rechtsgut des 

 
44 Rüfner, Die Bedeutung der verbandlichen Caritas, in: Feldhoff/Dünner (Hrsg.): Die ver-

bandliche Caritas, S. 170, 171 mit Verweis auf BVerfG 16.10.1968 - 1 BvR 241/66; BVerfG 
11.10.1977 - 2 BvR 209/76. 

45 Hillgruber, KuR 2018, 3; zum Verhältnis des Art. 4 GG zu Art. 140 GG; Arleth, Das Recht 
kirchlicher Arbeitnehmer auf Streik, S. 74 ff.; Classen, Religionsrecht, Rn. 36 ff.; von Cam-
penhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, S. 76; Czermak/Hilgendorf, Religions- und Weltan-
schauungsrecht, Rn. 137; Korioth, in: Maunz/Dürig (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Art. 
137 WRV, Rn. 20-22. 

46 BVerfG 1.12.2009 - 1 BvR 2857/07, Rn. 127 ff. 
47 Landau, Die Rechtsprechung des BVerfG zum Selbstbestimmungsrecht der Kirchen im Be-

reich ihrer Arbeitsverhältnisse anhand des Chefarzt-Beschlusses vom 22. Oktober 2014 in: 
Reichold (Hrsg.), Führungskultur und Arbeitsrecht in kirchlichen Einrichtungen, S. 35. 

48 Landau, Die Rechtsprechung des BVerfG zum Selbstbestimmungsrecht der Kirchen im Be-
reich ihrer Arbeitsverhältnisse anhand des Chefarzt-Beschlusses vom 22. Oktober 2014 in: 
Reichold (Hrsg.), Führungskultur und Arbeitsrecht in kirchlichen Einrichtungen, S. 35. 

49 Zur Entwicklung siehe hier nur: Arleth, Das Recht kirchlicher Arbeitnehmer auf Streik, 
2016, S. 100 ff. 

50 Unruh in: v. Mangold/Klein/Starck (Hrsg.), GG, 7. Aufl., 2018., Art. 140 GG/Art. 137 WRV 
Rn. 42. 

51 BVerfG 22.10.2014 - 2 BvR 661/12. 
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Allgemeinwohls sein, beide Rechtspositionen sind in möglichst hohem Maß 
zu verwirklichen.52 
Diese heutige staatskirchenrechtliche Begründung des Dritten Weges könnte 
auch ein Motiv der ursprünglichen Entstehung des Dritten Weges gewesen 
sein. Denn sowohl die Überlegungen für ein eigenes Arbeitsrecht in der Cari-
tas als auch die Arbeit der vom VDD eingesetzten Kommission, die das Sys-
tem der KODA-Ordnungen entwickelte, beginnen zu Zeitpunkten, in denen 
das Bonner Grundgesetz von 1949 die Kirchenartikel der WRV rezipierte. 
Die Gegner des Dritten Weges stellen das kirchliche Selbstbestimmungsrecht 
als eine der tragenden Begründungen des Dritten Weges dagegen aus einer 
konkreten historischen Überlegung heraus in Frage: Dass das staatliche Ar-
beitsrecht bei einer privatrechtlichen Anstellung auch für die Kirchen Gel-
tung hatte, war in der Weimarer Republik Konsens. Eine juristische Ausei-
nandersetzung über Art. 137 Abs. 3 WRV, insbesondere eine Rechtspre-
chungspraxis im Hinblick auf eine Abwägung mit den Interessen der Koali-
tionen (Art. 159 WRV), gab es zu dieser Zeit, auch mangels eines Verfas-
sungsgerichts, nicht.53 Nitsche bezeichnet es als „Mysterium“, dass zur Zeit 
der Weimarer Republik die Erstreckung der kollektivrechtlichen Möglichkei-
ten auf die Kirchen nicht diskutiert wurde und heute aus derselben Norm das 
Gegenteil hergeleitet werde. 54 Der heute weiterhin über Art. 140 GG gültige 
Art. 137 Abs. 3 WRV habe bereits in der Weimarer Zeit „keine, das kirchli-
che Selbstbestimmungsrecht über den Wortlaut hinaus erweiternde Interpre-
tation erhalten.“55 Dieser Aussage lässt sich aber auch in staatskirchenrecht-
licher Hinsicht entgegnen: „Bonn ist nicht Weimar“.56 Tatsächlich ist nach 
Verabschiedung des Grundgesetzes eine wissenschaftliche Debatte über den 

 
52 Unruh in: v. Mangold/Klein/Starck (Hrsg.), GG, 7. Aufl., 2018., Art. 140 GG/Art. 137 WRV 

Rn. 42. 
53 Keßler, Die Kirchen und das Arbeitsrecht, S. 342; Nitsche in: Däubler (Hrsg.), Arbeits-

kampfrecht, § 18 Rn. 112; Schatz, Arbeitswelt Kirche, S. 36. 
54 Nitsche, in: Däubler, Arbeitskampfrecht, § 18 Rn. 113, der von einer sinnvariierenden Be-

deutung des Art. 137 WRV ausgeht, welche es ermögliche, die dort genannten Schranken 
des für alle geltenden Gesetzes als variable, von der Kirche verschiebbare Schranken zu 
verstehen. Nach Nitsche war die Herausnahme der Kirchen aus dem BetrVG Anfang der 
1950er Jahre eine politisch motivierte Entscheidung; dazu auch unten B. III. 2. a). 

55 Nitsche, in: Däubler (Hrsg.), Arbeitskampfrecht, § 18 Rn. 112. 
56 So bereits Anfang der 1950er Jahre Smend, ZevKR 1951, 4 („Aber wenn zwei Grundgesetze 

dasselbe sagen, so ist es nicht dasselbe“); auch aufgegriffen von Campenhausen, in: 
Listl/Pirson (Hrsg.), HdbStKirchR, 2. Aufl., S. 56. 
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Bedeutungswandel der staatskirchenrechtlichen Weimarer Artikel geführt 
worden.57  
Das Verständnis des Selbstbestimmungsrechts in der jeweils betrachteten 
Zeit (während der Weimarer Republik, während des Dritten Reiches und nach 
dem Zweiten Weltkrieg) soll in dieser Arbeit kurz aufgegriffen werden. 
Wenn auch das Selbstbestimmungsrecht aus Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 
Abs. 3 WRV nicht der einzige und entscheidende Faktor für die Ausgestal-
tung der Arbeitsbedingungen in der Caritas und der verfassten katholischen 
Kirche gewesen sein mag, sondern diese von weiteren Umständen abhing, so 
müssen doch die staatskirchenrechtlichen Vorgaben in den jeweiligen Ver-
fassungen und ihre Relevanz für die arbeitsrechtliche Ordnung betrachtet 
werden. Vor allem aber soll der Einfluss des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 
Abs. 3 WRV auf die Generierung des Dritten Weges untersucht werden. Ha-
ben die in den Entscheidungsgremien der Caritas und der verfassten katholi-
schen Kirche Verantwortlichen sich bei der Schaffung der Regelungen be-
wusst am Verfassungsrecht orientiert und die Entscheidung eines eigenen 
kollektiven Arbeitsrechtsverfahrens anhand dieser Orientierung getroffen? 
Hat eine bewusste Überlegung zur Reichweite des kirchlichen Selbstbestim-
mungsrechts die Entscheidung schließlich hervorgerufen? 
2. Der Gedanke der Dienstgemeinschaft 

Neben dem verfassungsrechtlich verankerten Selbstbestimmungsrecht ist das 
Leitbild der kirchlichen Dienstgemeinschaft ein „Schlüsselbegriff des kirch-
lichen Arbeitsrechts“58 und eine weitere tragende Begründung für die eigenen 
Kollektivverfahren der Kirchen. Es handelt sich bei diesem Begriff jedoch 
nicht um eine eigenständige Rechtsquelle.59 Die Dienstgemeinschaft ist kein 
Verband im Rechtssinne, sondern drückt aus, was das Proprium im Dienst 
der Kirche ist, wie sie ihren Dienst erbringt.60 Der Begriff der Dienstgemein-
schaft beschreibt den religiös geprägten Sendungsauftrag: Der Dienst aller 
Beschäftigten im kirchlichen Bereich wird demnach vom Wesen und Auftrag 
der Kirche beherrscht.61 Sowohl in der Grundordnung des kirchlichen Diens-
tes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse62 als auch in den Richtlinien 

 
57 von Campenhausen, in: Listl/Pirson (Hrsg.), HdbStKirchR, 2. Aufl., S. 55; Link, Kirchliche 

Rechtsgeschichte, 3. Aufl., § 31, Rn. 12, beide mit Verweis auf den Aufsatz von Smend, 
ZevKR 1951, 4 ff.; näher zu diesem Wandel unten: B. V. 2. 

58 Herr, Arbeitgeber Kirche – Dienst in der Kirche, S. 64; Joussen, RdA 2007, 328, 335. 
59 Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche, § 4, Rn. 18. 
60 Richardi, ZfA 1984, 109 (119 f.). 
61 Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche, § 2 Rn. 2. 
62 Art. 1 S. 1 der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsver-

hältnisse (GrO) i.d.F. des Beschlusses der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen 
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für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes 
(AVR)63 wird der Begriff der Dienstgemeinschaft umschrieben.64 Eindeutig 
ist der Gehalt dieses Begriffes jedoch nicht geklärt, vielmehr weist er sowohl 
theologische, soziologische und auch arbeitsrechtliche Ebenen auf.65 Das 
Leitbild der Dienstgemeinschaft wird im kollektiven Arbeitsrecht bemüht, 
um besondere Regelungen im kirchlichen Bereich zu legitimieren.66 In Art. 
7 Abs. 2 S. 1 GrO heißt es: „Wegen der Einheit des kirchlichen Dienstes und 
der Dienstgemeinschaft als Strukturprinzip des kirchlichen Arbeitsrechts 
schließen kirchliche Dienstgeber keine Tarifverträge mit Gewerkschaften 
ab“. Der Begriff der Dienstgemeinschaft wurde und wird dazu genutzt, kirch-
liche Beschäftigungsverhältnisse von anderen Beschäftigungsverhältnissen 
abzugrenzen.67 Der Begriff hält fest, dass sich die Gestaltung des Arbeits-
rechts in Kirche und Caritas nicht allein an den Notwendigkeiten eines öko-
nomischen Betriebes orientieren darf.68 Die verfassungsrechtliche Zulässig-
keit der Ausrichtung der Arbeitsbedingungen unter Zugrundelegung dieses 
Leitbildes durch die Kirchen und ihre Einrichtungen ist von der Rechtspre-
chung bestätigt worden.69 Diese Anerkennung führt dazu, dass dem bürger-
lich-rechtlichen Arbeitsverhältnis das Strukturelement der Dienstgemein-
schaft zugrunde liegt, es entsteht nicht etwa ein kirchenrechtliches 

 
Deutschlands. v. 27.04.2015: „Alle in einer Einrichtung der katholischen Kirche Tätigen 
tragen durch ihre Arbeit ohne Rücksicht auf die arbeitsrechtliche Stellung gemeinsam dazu 
bei, dass die Einrichtung ihren Teil am Sendungsauftrag der Kirche erfüllen kann (Dienst-
gemeinschaft)“. 

63 § 1 der Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen Caritasverban-
des (AVR) i.d.F.v. 15.03.2018: „Die Caritas ist eine Lebens- und Wesensäußerung der ka-
tholischen Kirche. Die dem Deutschen Caritasverband angeschlossenen Einrichtungen die-
nen dem gemeinsamen Werk christlicher Nächstenliebe. Dienstgeber sowie Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter bilden eine Dienstgemeinschaft und tragen gemeinsam zur Erfüllung 
der Aufgaben der Einrichtung bei...“ 

64 Zu Begriff und Grundlagen der Dienstgemeinschaft Neuhoff, Die Dienstgemeinschaft als 
Grund und Grenze des kirchlichen Arbeitsrechts. 

65 Neuhoff, Die Dienstgemeinschaft als Grund und Grenze des kirchlichen Arbeitsrechts, S. 
32, 33; Thüsing/Mathy, Mutatur, non tollitur – Kirchliche Dienstgemeinschaft als Grund und 
Grenze der Besonderheiten des kirchlichen Arbeitsrechts, in: Schavan/Thüsing (Hrsg.), FS 
für Feldhoff zum 80. Geburtstag, S. 563 ff. 

66 Joussen, RdA 2007, 328, 332; siehe auch Richardi, Die Dienstgemeinschaft als Leitbild für 
die arbeitsrechtliche Ordnung des kirchlichen Dienstes, in: Eder/Floß (Hrsg.), Grundkon-
sens in der Dienstgemeinschaft, Festschrift für Wolfgang Rückl, S. 169 ff. 

67 Neuhoff, Die Dienstgemeinschaft als Grund und Grenze des kirchlichen Arbeitsrechts, S. 
33. 

68 Herr, Arbeitgeber Kirche – Dienst in der Kirche, S. 68. 
69 BVerfG 11.10.1977 - 2 BvR 209/76; BVerfG 25.3.1980 - 2 BvR 208/76; BVerfG 4.6.1985 

- 2 BvR 1703/83; BAG 16.9.1999 - 2 AZR 712/98; BAG 26.10.2006 - 6 AZR 307/06; BAG 
20.11.2012 - 1 AZR 179/11.  


